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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 10390.) Geſetz, betreffend die Neuregelung der Vertragsverhältniſſe der Main-Neckar— 
bahn. Vom 7. Juli 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 
| . 1. 
Der beigedruckte Staatsvertrag über die Vereinfachung der Verwaltung 
, der Main-⸗Neckarbahn vom 14. Dezember 1901 wird genehmigt. 
§. 2. 

Die etatsmäßigen Stellen der Beamten der Main⸗Neckarbahn ſowie der 
Heſſiſchen Nebenbahnen Eberſtadt-Pfungſtadt, Bickenbach Seeheim und Wein- 
heim Fürth bleiben den betheiligten Beamten nach Maßgabe der Etats dieſer 
Bahnen für das Kalenderjahr 1902 bis zum 31. März 1903 vorbehalten. Die 
Heſſiſchen und Badiſchen Beamten erlangen indeſſen hierdurch gegen die Preußiſche 
Staatskaſſe keinen Anſpruch auf Dienſteinkommen „Penſion und Hinterbliebenen- 
verſorgung. 

F. 3. 


Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 
B 9 gung 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 7. Juli 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. Budde. 
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Ausgegeben zu Berlin den 9. September 1902. 


5 
Anlage, 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen, Baden und Heſſen über die Vereinfachung der Verwaltung 
der Main⸗Neckarbahn. 
Vom 14. Dezember 1901. 


Jun Zwecke einer Vereinbarung über die Vereinfachung der Verwaltung der 
Main⸗Neckarbahn haben zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär, Wirklichen Geheimen Ober⸗Finanz⸗ 
rath Friedrich Lehmann, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober-Re— 
gierungsrath Hermann Kirchhoff, 
Allerhöchihren Geheimen Ober-Regierungsrath Wilhelm Hoff, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Rudolf Ottendorff; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden: 
Allerhöchſtihren Geheimen Rath Eugen Zittel, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Dr. Friedrich Nicolai, 
Allerhöchſtihren Ober-Regierungsrath Julius Schulz; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Ludwig Ewald, 
Allerhöchſtihren Oberbaurath Franz Coulmann, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen haben: 
Artikel 1. 
Verwaltung der Main⸗Neckarbahn. 
(1) Die Direktion der Main-Neckarbahn in Darmſtadt wird mit dem 
1. Oktober 1902 aufgehoben. Die Main-Neckarbahn wird von dieſem Zeitpunkt 
ab durch die Königlich Preußiſche und Großherzoglich Heſſiſche Eiſenbahndirektion 
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in Mainz unter Oberaufſicht der Zentralſtelle der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahn⸗ 
gemeinſchaft mitverwaltet. Bei der Eiſenbahndirektion in Mainz wird eine Mit⸗ 
gliedsſtelle von der Badiſchen Regierung beſetzt. Etwaige Anfragen der Badiſchen 
Regierung und für ſie beſtimmte Mittheilungen über die Verhältniſſe der Main⸗ 
Neckarbahn werden durch das Badiſche Mitglied erledigt, das hierzu erforderliche 
Material wird ihm von der Eiſenbahndirektion zur Verfügung geſtellt werden. 

(2) Die bisher von der Main⸗Neckarbahn für Rechnung der Preußiſch⸗ 
Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft verwalteten Heſſiſchen Nebenbahnen treten am 
1. Oktober 1902 in die Preußiſch⸗Heſſiſche Betriebsgemeinſchaft ein. 

6) Für die Verwaltung der Main⸗Neckarbahn gelten künftig die zwiſchen 
Preußen und Heſſen durch den Staatsvertrag vom 23. Juni 1896 für ihre 
Gemeinſchaftsverwaltung vereinbarten Verwaltungs- und Etatsgrundſätze, ſoweit 
nicht nachſtehend etwas Anderes vereinbart iſt. 


Artikel 2. 
Inſpektionen und ſonſtige Dienſtſtellen der Main⸗Neckarbahn. 


l () Unter der Eiſenbahndirektion in Mainz als der betriebsleitenden Ver⸗ 
waltung werden in Darmſtadt in Folge Hinzutritts der Strecken der Main⸗ 
Neckarbahn eine neue Betriebs- und eine neue Werkſtätteninſpektion errichtet, 
während die Beaufſichtigung des Maſchinen- und Verkehrsdienſtes auf der Main-- 
Neckarbahn den Vorſtänden der nach ihrer örtlichen Lage hierfür in Betracht 
kommenden Inſpektionen der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft über⸗ 
tragen wird. 

e) Die Dienſtſtellen auf Preußiſchem Gebiete werden die Bezeichnung 
„Königlich Preußiſche“, die auf Badiſchem Gebiete „Großherzoglich Badiſche“ und 
die auf Heſſiſchem Gebiete „Großherzoglich Heſſiſche“ führen. 


Artikel 3. 
Vorbehalte der Regierungen. 

() Des Einverſtändniſſes der drei betheiligten Regierungen bedarf: 

a) Die Aufnahme von Bahnſtrecken in die Main⸗Neckarbahn⸗Gemeinſchaft 
ſowie die Ausſcheidung von Bahnſtrecken aus dieſer Gemeinſchaft; 

b) die Einſtellung des Betriebs oder die Aenderung der Betriebsart 
(Voll⸗ oder Nebenbahnbetrieb) auf einzelnen Theilen der Bahn oder 
auf der ganzen Bahn; 

e) die Aufhebung von Bahnhöfen, Halteſtellen und Haltepunkten. 

(2) Außerdem bedarf es der Zuſtimmung der Badiſchen Regierung zur 
Feſtſtellung des Perſonenzugfahrplans für die auf Badiſchem Gebiete liegenden 
Strecken der Main⸗Neckarbahn. 

6) Die Etatsvoranſchläge werden, ſoweit ſie die in Baden gelegenen Linien 
der Main⸗Neckarbahn betreffen, der Badiſchen Regierung zur Geltendmachung 
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etwaiger Bedenken rechtzeitig mitgetheilt. Die Prüfung der Baurechnungen über 
diejenigen Bauausführungen, deren Koften Baden zu tragen hat (Artikel 5 Abſ. 1 
und 2), wird von den zuſtändigen Badiſchen Behörden vorgenommen. 


(1) Die Zuſtimmung der Heſſiſchen Regierung ift außer in den im Abſ. 1 
bezeichneten Angelegenheiten erforderlich: 

a) zur Verlegung des Sitzes oder zur Aufhebung der nach Artikel 2 in 

Darmſtadt neu zu errichtenden Betriebs- und Werkſtätteninſpektion; 
b) zu nicht durch Tarifmaßnahmen allgemeiner Art veranlaßten Aenderungen 
der Perſonen- und Gütertarife, ſowie zur Aufhebung oder Einſchränkung 
im Perſonenverkehre beſtehender und gewohnheitsmäßiger Erleichterungen 
auf den in Preußen und Heſſen belegenen Strecken der Main⸗Neckarbahn; 
c) zur Feſtſtellung des Perſonenzugfahrplans für die auf Heſſiſchem 
Gebiete liegenden Strecken der Main-Neckarbahn. 

6) Ferner ſtehen der Heſſiſchen Regierung bezüglich der Verwaltung des 
auf Heſſiſchem Gebiete gelegenen Theiles der Main⸗Neckarbahn, ſoweit nicht in 
dieſem Vertrag etwas Anderes beſtimmt iſt, dieſelben Befugniſſe zu, die ihr im 
Staatsvertrage vom 23. Juni 1896 hinſichtlich der Heſſiſchen Strecken der 
Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft eingeräumt ſind. 


Artikel 4. 
Antheile der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft und Badens an den Einnahmen und 
Ausgaben der Main-Nedarbahı, 

() Die Betriebseinnahmen der Main⸗Neckarbahn werden in der Weiſe auf 
Baden einerſeits und auf die Preußiſch-Heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft anderer- 
ſeits vertheilt, daß die Antheile Badens an den Verkehrseinnahmen für die auf 
Badiſchem Gebiete belegenen Strecken der Main⸗Neckarbahn ermittelt und nebſt 
einem als Erſatz für alle ſonſtigen Betriebseinnahmen beſtimmten Zuſchlage Baden 
zugewieſen werden, während der Reſt der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemein— 
ſchaft verbleibt. Der Zuſchlag beträgt jährlich ſo viel Prozent des Antheils 
Badens an den Verkehrseinnahmen, als bei der Preußiſch⸗Heſſiſchen Eifenbahn- 
gemeinſchaft alle Betriebseinnahmen, abzüglich der Verkehrseinnahmen und der 
ſtatutmäßigen Penſionskaſſenbeiträge, von den Verkehrseinnahmen in jedem 
Rechnungsjahr ergeben. 


(2) Die Erlöſe aus veräußerten Grundſtücken der Main⸗Neckarbahn auf 
Badiſchem Gebiete, das Brückengeld an der Ladenburger Brücke, Beiträge Dritter 
zu Ausführungen, deren Koften gemäß Artikel 5 von Baden der betriebsleitenden 
Verwaltung zur Verfügung zu ſtellen ſind, ſowie auch etwaige Beiträge, die von 
den bei der Main⸗Neckarbahn beſchäftigten badiſchen Beamten zu Penſions- und 
Hinterbliebenen-Verſorgungszwecken gezahlt werden, gelten nicht als Betriebs— 
einnahmen der Main-Neckarbahn und fließen daher der Badiſchen Staatskaſſe 
außer dem nach Abf. 1 berechneten Antheile Badens an den Betriebseinnahmen zu, 
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6), Die geſammten Ausgaben der Main-Neckarbahn mit Ausnahme der 
nach Artikel 5, 7 und 9 dieſes Vertrags von Baden zu übernehmenden Leiſtungen 
und der von jedem der drei Vertragsſtaaten für ſein Gebiet und ſeinen Befit 
zu übernehmenden Staats⸗, Gemeinde- und fonftigen öffentlichen Abgaben werden 
von der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft beſtritten. 

. (4) Baden hat als Antheil an den Ausgaben der Main⸗Neckarbahn der 
Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft einen Prozentſatz von den nach Abſ. 1 
berechneten geſammten Badiſchen Einnahmen zu erſtatten, der ſich aus dem Ver— 
hältniſſe der Jahresausgaben zu den Jahreseinnahmen bei der Preußiſch-Heſſiſchen 
Eiſenbahngemeinſchaft jeweils ergiebt. Hierbei gelten als Jahreseinnahmen die 
als ordentliche Einnahmen des Etats der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemein— 
ſchaft erſcheinenden Beträge mit Ausnahme der ſtatutmäßigen Penſionskaſſen— 
beiträge der Beamten. Als Jahresausgaben ſind alle Ausgaben der genannten 
Gemeinſchaft für die im Betriebe befindlichen Bahnſtrecken zu berückſichtigen, mit 
Ausnahme jedoch der Penſionen der Beamten und der Wittwen- und Waiſen⸗ 
bezüge der Hinterbliebenen von Beamten, der Staats-, Gemeinde- und ſonſtigen 
öffentlichen Abgaben und der Aufwendungen für größere Erweiterungen und 
Umbauten von Bahnanlagen, die mehr als 100 000 Mark betragen. Von den 
Koften der Zentralverwaltung der Preußiſchen Staatsbahnen wird bei der Cr- 
mittelung des von Baden zu erſtattenden Prozentſatzes die Hälfte den Jahres- 
ausgaben zugerechnet. 

6) Der nach vorftehenden Beſtimmungen der Abrechnung jeweils zu Grunde 
zu legende Prozentſatz wird von der Zentralſtelle der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſen— 
bahngemeinſchaft und der Zentralſtelle der badiſchen Staatseiſenbahnverwaltung 
endgültig feſtgeſetzt. 

(6) Die Abrechnung zwiſchen der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft 
und Baden erfolgt jährlich einmal, während die Forderungen und Zahlungen 
allmonatlich nach einem zu vereinbarenden Maßſtabe vorläufig auszugleichen ſind. 


Artikel 5. 


Größere Erweiterungen und Umbauten der Bahnanlagen. 


(1) Die Geldmittel für diejenigen größeren Erweiterungen und Umbauten 
der Bahnanlagen auf Badiſchem Gebiete, welche aus Betriebs- und Verkehrs⸗ 
rückſichten für erforderlich erachtet oder Badiſcherſeits gewünſcht werden, werden, 
ſoweit die Koſten im Einzelfalle mehr als 100 000 Mark betragen, der betriebs— 
leitenden Verwaltung von der Badiſchen Regierung auf dem Wege des Budgets 
zur Verfügung geſtellt. 

e) Für den Fall, daß die Mittel zur Ausführung von größeren Er— 
weiterungen und Umbauten, die von der betriebsleitenden Verwaltung auf den 
auf Badiſchem Gebiete belegenen Strecken der Main⸗Neckarbahn aus Betriebs- 
und Verkehrsrückſichten für erforderlich erachtet werden, Badiſcherſeits nicht zur 
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Verfügung geftellt werden follten, wird über die Verpflichtung Badens zur 
Tragung der Koſten die Entſcheidung durch ein Schiedsgericht herbeigeführt 
werden. um Uebernahme des Schiedsrichteramts ſoll die Regierung eines 
Bundesſtaats erſucht werden, über welche ſich Preußen und Baden verſtändigen 
werden. 


6) Für die auf Preußiſchem und Heſſiſchem Gebiete der Main-Neckarbahn 


aufzuwendenden Koſten größerer Erweiterungen und Umbauten findet, nachdem 
die Vertheilung des Ueberſchuſſes der Main⸗Neckarbahn nicht mehr nach Maß⸗ 
gabe des Baukapitals erfolgt, der Artikel 11 Abſ. 5 des Staatsvertrags 
zwiſchen Preußen und Heſſen vom 23. Juni 1896 Anwendung. 


Artikel 6. : 
Betriebsmittel, Juventarien- und Materialienbeſtände. i 

() Die Betriebsmittel der Main⸗Neckarbahn werden der Preußiſch⸗ 
Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft, welcher die Verſorgung der Main⸗Neckarbahn 
einſchließlich der auf Badiſchem Gebiete belegenen Strecken obliegt, überwieſen 
und mit ihren Beſchaffungskoſten unter den Betriebsmitteln der genannten 
Gemeinſchaft mitgeführt. Im Falle der Auflöſung der Main⸗Neckarbahn⸗ 
Gemeinſchaft ſoll Baden, ſofern alsdann nicht eine anderweite Auseinanderſetzung 
vereinbart wird, für ſeinen Antheil an den Betriebsmitteln der Preußiſch⸗ 
Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft in Geld abgefunden werden. Zu dieſem Zwecke 
ift der Antheil Badens an den Beſchaffungskoſten der am I. Oktober 1902 
vorhandenen Betriebsmittel der Main⸗Neckarbahn beſonders zu vermerken. 
Dieſem Antheile Badens wird künftig alljährlich die von Baden in dem Aus- 
gabeprozentſatz (Artikel 4 Abſ. 4) zur Vermehrung der Betriebsmittel bei⸗ 
geſteuerte Summe zugeſchrieben. Dieſe Summe beträgt ſoviel Prozent der 
Badiſchen Betriebseinnahmen (Artikel 4 Abf. 1), als bei der Preußiſch-Heſſiſchen 
Eiſenbahngemeinſchaft zur Vermehrung der Betriebsmittel für die im Betriebe 
befindlichen Bahnen im Verhältniß zu den Betriebseinnahmen der genannten 
Gemeinſchaft aufgewendet werden. Bei einer Auflöſung der Main-Nedarbahn- 
Gemeinſchaft erhalt alsdann Baden von dem zeitigen Werthe der Betriebsmittel 
der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft als Baarabfindung ſoviel Prozent, 
als die Summe ſeiner Antheile an den Geſammt⸗Beſchaffungskoſten von den 
letzteren beträgt. 


(2) Die Inventarienſtücke der Main⸗Neckarbahn gehen auf die betriebs⸗ 


leitende Verwaltung über. Im Falle der Auflöſung der Main⸗Neckarbahn⸗ 
Gemeinſchaft ſoll Baden für ſeinen Antheil an den bei der Direktion und der 


Werkſtättenverwaltung vorhandenen Inventarienſtücken baar abgefunden werden, 


alle übrigen Inventarienſtücke auf den auf Badiſchem Gebiete gelegenen Strecken 


der Main⸗Neckarbahn aber überwieſen erhalten. Zum Zwecke der Berechnung 


der Baarabfindung wird am 1. Oktober 1902 im Wege freier Verſtändigung 
der Werth der in Betracht kommenden Inventarienſtücke ermittelt und der Antheil 
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Badens nach Verhältniß des Baukapitals feſtgeſetzt. Die im Falle der Auflöfung 
an Baden zu zahlende Baarabfindung beträgt alsdann ſoviel Prozent des ihm 
im Durchſchnitte der letzten drei Jahre vor der Auflöſung aus der Main⸗Neckar⸗ 
bahn⸗-Gemeinſchaft zugefloſſenen Jahresgewinns, als der nach Vorſtehendem er- 
mittelte Badiſche Antheil von dem durchſchnittlichen Jahresgewinn ergiebt, den 
Baden in den Jahren 1899, 1900 und 1901 aus der Main⸗Neckarbahn⸗ 
Gemeinſchaft bezogen hat. 

(3) Die bis zum 1. Oktober 1902 beſchafften neuen noch nicht verwendeten 
Materialien übernimmt die betriebsleitende Verwaltung mit dem Buchwerthe. 
Die an demſelben Tage vorhandenen unbrauchbaren Altmaterialien werden ver- 
äußert und die Erlöſe in der Rechnung der Main-Neckarbahn für die Zeit vom 
1. Januar bis 1. Oktober 1902 vereinnahmt, während die ferner vorhandenen 
brauchbaren Altmaterialien e auf die betriebsleitende Verwaltung über⸗ 
gehen. Im Falle der Auflöſung der Main-Neckarbahn⸗Gemeinſchaft hat Baden 
an den beſchafften neuen und den alten unbrauchbaren Materialien keinen Antheil, 
erhält jedoch die auf Badiſchem Gebiete befindlichen alten e epaia Materialien 
ohne Entgelt. 

Artikel 7. 
Verkehrs- und Beförderungsweſen. 

() Hinſichtlich der Tarife im Perſonen- und Güterverkehr ift die Preußiſch— 
Heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft für die auf Preußiſchem und Heſſiſchem Gebiete 
gelegenen Bahnſtrecken, die Badiſche Regierung für die auf Badiſchem Gebiete 
gelegenen Bahnſtrecken der Main-⸗Neckarbahn zuſtändig. Es dürfen indeſſen im 
Verkehre der auf Badiſchem Gebiete gelegenen Stationen der Main⸗Neckarbahn 
mit den Stationen dieſer Bahn auf Heſſiſchem und Preußiſchem Gebiete die bis⸗ 
herigen Taxgrundlagen der Main⸗Neckarbahn ohne Zuſtimmung der drei Re⸗ 
gierungen nicht erhöht werden. Ferner kann die Badiſche Regierung für die auf 
Badiſchem Gebiete gelegenen Stationen der Main-Neckarbahn Tariffeſtſetzungen, 
die von den für die Strecken der Badiſchen Staatsbahn jeweils gültigen Normen 
abweichen, nur anordnen, wenn über die Schadloshaltung der Preußiſch⸗Heſſiſchen 
Eiſenbahngemeinſchaft für die ihr etwa erwachſenden Nachtheile (Verminderung 
des Badiſchen Antheils an den Ausgaben oder erhöhte Koſtenaufwendung) mit 
der betriebsleitenden Verwaltung eine Vereinbarung erzielt iſt. 

(2) Es wird eine Betheiligung Badiſcher Korporationen und Verbände am 
Bezirkseiſenbahnrathe für die Eiſenbahndirektionen Mainz und Frankfurt a. Main 
geſtattet, ebenſo ſoll der Badiſchen Regierung das Recht zuſtehen, ſich durch einen 
Vertreter bei den Verhandlungen des Bezirkseiſenbahnraths zu betheiligen. 


Artikel 8. 
Uebernahme des Dienſtperſonals. 


() Das geſammte am 1. Oktober 1902 vorhandene Dienſtperſonal der 
Main⸗Neckarbahn wird von der betriebsleitenden Verwaltung mit übernommen. 
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Ausgenommen hiervon iſt jedoch dasjenige Badiſche Perſonal, welches mit und 
in Folge der Vereinfachung des geſammten Dienſtes der Main-Neckarbahn ent- 
behrlich wird; dieſes Perſonal iſt von der Badiſchen Staatsbahn zu übernehmen. 

e) Entlaſſungen von Beamten, Hülfsbeamten und Arbeitern mit oder ohne 
Kündigung werden aus Anlaß der Ausführung dieſes Vertrags und der beab— 
ſichtigten Vereinfachungen im Geſchäftsbetriebe der Main-Neckarbahn nicht ſtattfinden. 


: Artikel 9. 
Dienſteinkünfte der Beamten. Penſionirung und Hinterbliebenenverſorgung. Heranziehung 
der Beamten zur Staatsſteuer. 

(1) Für die Bemeſſung der laufenden Dienſtbezüge (Gehälter, Wohnungs⸗ 
geldzuſchüſſe u. ſ. w.) ſowie der ſonſtigen Bezüge (Umzugs-, Dienſtreiſenentſchädi— 
gungen u. ſ. w.) der Preußiſchen und Heſſiſchen Beamten gelten vom 1. April 1903 
ab die Vorſchriften und Sätze der Beamten der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahn⸗ 
gemeinſchaft, der Badiſchen Beamten die Vorſchriften und Sätze der Badiſchen 
Staatseiſenbahnbeamten. Sofern in Folge Anwendung der anderweiten Vor⸗ 
ſchriften und Sätze für die erwähnten ſonſtigen Bezüge den Beamten Ausfälle 
gegenüber ihren bisherigen Einkünften an Nebenbezügen erwachſen und dieſe nicht 
durch Verbeſſerung der laufenden Dienſtbezüge ausgeglichen werden, wird die 
betriebsleitende Verwaltung eine angemeſſene Vergütung eintreten laffen. 

e) Die am 1. Oktober 1902 bei der Main⸗Neckarbahn vorhandenen Heſſiſchen 
Beamten haben bezüglich ihrer Einkommensbezüge und ihrer Anſprüche auf Ruhe⸗ 
gehalt und Hinterbliebenengelder dieſelben Rechte, welche im Artikel 16 Abſ. 2 
des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und Heffen vom 23. Juni 1896 den bei 
der Bildung der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft in den Gemeinſchafts⸗ 
dienſt übernommenen Heſſiſchen Beamten eingeräumt worden ſind. Die Heſſiſche 
Regierung wird die in Ausführung des Artikels 15 Abſ. 7 des erwähnten 
Staatsvertrags erlaſſenen geſetzlichen Beſtimungen über die Penſionirung und. 
die Verſorgung der Hinterbliebenen Heſſiſcher Beamten der Preußiſch-Heſſiſchen 
Eiſenbahngemeinſchaft auch auf die von der Main⸗Neckarbahn in die Gemeinſchaft 
übertretenden Heſſiſchen Beamten in Anwendung bringen. 

6) Die von der Badiſchen Regierung ernannten Beamten bei der Eiſenbahn⸗ 
direktion in Mainz ſowie bei der Main-⸗Neckarbahn bleiben auch während dieſer 
Thätigkeit Badiſche Staatseiſenbahnbeamte mit der Maßgabe, daß ihre geſammten 
Dienſteinkünfte während der Dauer dieſer Thätigkeit der betriebsleitenden Wer: 
waltung zur Laſt fallen. Penſionen und Hinterbliebenenbezüge dieſer Beamten 
und ihrer Hinterbliebenen übernimmt die betriebsleitende Verwaltung nicht. 

(1) Dem Badiſchen Mitgliede der Eiſenbahndirektion in Mainz wird, ſofern 
ſein Dienſteinkommen geringer iſt als das Dienſteinkommen der gleichalterigen 
Preußiſchen Mitglieder, eine dem Unterſchiedsbetrag entſprechende nicht penſions⸗ 
fähige Zulage von der betriebsleitenden Verwaltung gewährt. Derſelbe Grund— 
ſatz gilt für die bei der Direktion oder den Inſpektionen beſchäftigten Badiſchen 
Bureaubeamten. Soweit dieſe Beamten mehr erhalten als die gleichalterigen 


„„ 


Preußiſchen Beamten, hat die Badiſche Regierung den Unterſchiedsbetrag an die 
betriebsleitende Verwaltung zu erſtatten. 

6) Die Dienſteinkünfte, Penſionen und Hinterbliebenenbezüge der bei der 
Main-Neckarbahn beſchäftigten Preußiſchen und Heſſiſchen Beamten und ihrer 
Hinterbliebenen ſowie die Dienſteinkünfte der bei der Main⸗Neckarbahn beſchäftigten 
Badiſchen Beamten ſind gegen Erſtattung von der betriebsleitenden Verwaltung 
aus der Kaſſe des Staates zu zahlen, von dem oder in deſſen Namen die Be⸗ 
amten angeſtellt find (vergl. §. 4 des Reichsgeſetzes vom 13. Mai 1870, be⸗ 
treffend die Beſeitigung der Doppelbeſteuerung). 


Artikel 10. 
Dienſtverhältniſſe des Badiſchen Perſonals im Beſonderen. 

() Auf das bei der Main-Neckarbahn beſchäftigte Badiſche Perſonal 
finden — unbeſchadet des daneben beſtehenden Unterordnungsverhältniſſes des 
Badiſchen Mitglieds der Eiſenbahndirektion in Mainz zur Badiſchen Regierung — 
die für die Preußiſch-Heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft maßgebenden „Gemeinſamen 
Beſtimmungen für alle Beamte“ und „Gemeinſamen Beſtimmungen für die 
Arbeiter aller Dienſtzweige“ Anwendung. Auch im Uebrigen gelten für die Aus⸗ 
übung des Dienſtes durch das Badiſche Perſonal bei der Main⸗Neckarbahn die 
für den Bereich der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft erlaſſenen all— 
gemeinen und beſonderen Anweiſungen und Dienſtvorſchriften. 

) Bezüglich der Disziplinargewalt gegenüber den Badiſchen Beamten wird 
vereinbart, daß Anwendung finden ſollen: 

J. hinſichtlich der nicht etatsmäßigen Beamten die Beſtimmungen der 

Preußiſchen Disziplinargeſetze; 

2. hinſichtlich der etatsmäßigen Beamten: 

a) für die Verhängung von Ordnungsſtrafen die Beſtimmungen der 
Preußiſchen Disziplinargeſetze, jedoch mit dem Vorbehalte, daß 
die nach dieſen Geſetzen der Miniſterialinſtanz übertragenen Zu— 
ſtändigkeiten von dem Badiſchen Eiſenbahnminiſterium wahr- 
zunehmen find; 

b) für die vorläufige Amtsenthebung, die Entfernung aus dem Minte 
(Strafverſetzung auf eine gleichartige oder geringere Amtsſtelle) 
und die Entfernung aus dem ſtaatlichen Dienſte (Dienſtentlaſſung) 
ſowohl hinſichtlich der Formen des Verfahrens wie der Zuſtändig⸗ 
keit der Behörden die Beſtimmungen der Badiſchen Disziplinar⸗ 
geſetze. 

6) Die dienſteidliche Verpflichtung Badiſcher Beamten für den Dienſt 
unter der betriebsleitenden Verwaltung erfolgt durch das Badiſche Mitglied der 
Eiſenbahndirektion in Mainz. 

() Die Badiſche Regierung wird ohne Zuſtimmung der betriebsleitenden 
Verwaltung weder Beamte aus dem Dienſte der Main⸗Neckarbahn zurückziehen, 
noch Beamte für dieſen Dienſt überweiſen. Anträgen der betriebsleitenden Ber- 
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waltung auf Zurückziehung eines Beamten aus dem Amte wird die Badiſche 
Regierung Rechnung tragen. 
ö 6) Die Dienſtkleidung der Badiſchen Beamten bei der Main-Neckarbahn 
ſoll derjenigen der Badiſchen Staatseiſenbahnbeamten gleich ſein mit der Maßgabe, 
daß zu den Badiſchen Hoheitszeichen noch die Deutſche Kokarde angelegt wird. 
Artikel 11. 
Hoheitsrechte. 

() Die Bahnpolizei und die Aufficht über die Main-Neckarbahn wird durch 
die zuſtändigen Verwaltungsorgane der Preußiſch-Heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft 
ausgeübt. 

(2) Die Rechte, welche in den reichsgeſetzlichen, auf die Eiſenbahnen bezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen der Landesaufſichtsbehörde vorbehalten ſind, verbleiben be— 
züglich der auf Badiſchem Gebiete belegenen Theile der Main-Neckarbahn den 
zuſtändigen Badiſchen Behörden. 

6) Ebenſo bleiben die Hoheitsrechte des Badiſchen Staates (insbeſondere 
auch die Rechte der Badiſchen Regierung als Landespolizeibehörde) bezüglich der 
auf Badiſchem Gebiete belegenen Strecken der Main-Neckarbahn unberührt. 

Artikel 12. 
Uebertragung an das Reich. 

Jedem der drei vertragſchließenden Staaten ſoll es vorbehalten bleiben für 
den Fall der Abtretung ſeines Eiſenbahnbeſitzes an das Deutſche Reich auch die aus 
dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mitzuübertragen. 

Artikel 13. a 
Bisherige Vertragsbeſtimmungen. 

Soweit in dieſem Vertrage nichts anderes beſtimmt ift, bleibt der Staats- 
vertrag vom 25. Februar 1843 über den Bau und Betrieb der Main-Neckarbahn 
in Kraft. 

Artikel 14. 
Ratifikation des Vertrags. 
Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin bewirkt werden. 

So geſchehen zu Weimar, den 14. Dezember 1901. 


(. S.) Lehmann. (L. S.) Zittel. (L. S.) Ewald. (L. S.) Kirchhoff. 
(L. S.) Dr. Nicolai. (L. S.) Coulmann. (I. S.) Hoff. 
(L. S.) Schulz. (L. S.) Ottendorff. 


Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratiſtzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


